
Bekanntmachung

des Wahlleiters der Stadt Mönchenglad-
bach über die Ersatzbestimmung für ein
ausgeschiedenes Mitglied des Rates der
Stadt Mönchengladbach.

Herr Hans Wilhelm Reiners, Mitglied des
Rates der Stadt Mönchengladbach, hat
gemäß § 37 Nr. 6 des Kommunalwahl -
gesetzes NRW am 17.06.2014 seinen Sitz
im Rat der Stadt Mönchengladbach durch
die Annahme der Wahl zum Oberbürger-
meister verloren.

Aus dem Listenwahlvorschlag der CDU
rückt

Herr Christoph Dohmen
Geburtsjahr 1974
Geburtsort Mönchengladbach
Wohnort 41061 Mönchengladbach

in den Rat der Stadt Mönchengladbach
nach.

Gegen diese Feststellung kann innerhalb
eines Monats vom Zeitpunkt der Ver -
öffentlichung ab Einspruch beim Fach -
bereich Bürgerservice, Abteilung Melde -
wesen und Wahlen, Rathaus Rheydt,
Eingang E/F, Zimmer 145, eingereicht
werden.

Mönchengladbach, den 24.06.2014

Kuckels
Stadtdirektor und -kämmerer

Bekanntmachung

des Wahlleiters der Stadt Mönchenglad-
bach über die Ersatzbestimmung für ein
ausgeschiedenes Mitglied des Rates der
Stadt Mönchengladbach.

Herr Norbert Bude, Mitglied des Rates
der Stadt Mönchengladbach, hat am
05.06.2014 sein Mandat niedergelegt.

Aus dem Listenwahlvorschlag der SPD
rückt

Frau Heike Adolphs
Geburtsjahr 1971
Geburtsort Mönchengladbach
Wohnort 41063 Mönchengladbach

in den Rat der Stadt Mönchengladbach
nach.

Gegen diese Feststellung kann innerhalb
eines Monats vom Zeitpunkt der Ver -
öffentlichung ab Einspruch beim Fach -
bereich Bürgerservice, Abteilung Melde-
wesen und Wahlen, Rathaus Rheydt,
Eingang E/F, Zimmer 145, eingereicht
werden.

Mönchengladbach, den 24.06.2014

Kuckels
Stadtdirektor und -kämmerer

Bekanntmachung

des Wahlleiters der Stadt Mönchenglad-
bach über die Ersatzbestimmung für ein
ausgeschiedenes Mitglied der Bezirks -
vertretung des Stadtbezirks Ost.

Frau Andrea Koczelnik, Mitglied der Be-
zirksvertretung des Stadtbezirks Ost, hat
am 18.06.2014 ihr Mandat niedergelegt.

Als Ersatzbewerber aus dem Listenwahl-
vorschlag der SPD rückt

Herr Martin Kohten
Geburtsjahr 1970
Geburtsort Roermond
Wohnort 41066 Mönchengladbach

in die Bezirksvertretung des Stadtbezirks
Ost nach.

Gegen diese Feststellung kann innerhalb
eines Monats vom Zeitpunkt der Ver -
öffentlichung ab Einspruch beim Fach -

bereich Bürgerservice, Abteilung Melde-
wesen und Wahlen, Rathaus Rheydt,
Eingang E/F, Zimmer 145, eingereicht
werden.

Mönchengladbach, den 01.07.2014

Kuckels
Stadtdirektor und -kämmerer

Bekanntmachung

des Wahlleiters der Stadt Mönchenglad-
bach über die Ersatzbestimmung für ein
ausgeschiedenes Mitglied der Bezirks -
vertretung des Stadtbezirks Ost.

Herr Ralf Horst, Mitglied der Bezirksver-
tretung des Stadtbezirks Ost, hat am
18.06.2014 sein Mandat niedergelegt.

Als Ersatzbewerber aus dem Listenwahl-
vorschlag der SPD rückt

Herr Guido Mevißen
Geburtsjahr 1966
Geburtsort Korschenbroich
Wohnort 41065 Mönchengladbach

in die Bezirksvertretung des Stadtbezirks
Ost nach.

Gegen diese Feststellung kann innerhalb
eines Monats vom Zeitpunkt der Ver -
öffentlichung ab Einspruch beim Fach -
bereich Bürgerservice, Abteilung Melde-
wesen und Wahlen, Rathaus Rheydt,
Eingang E/F, Zimmer 145, eingereicht
werden.

Mönchengladbach, den 01.07.2014

Kuckels
Stadtdirektor und -kämmerer
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Der Oberbürgermeister gibt bekannt:



Bekanntmachung

des Wahlleiters der Stadt Mönchenglad-
bach über die Ersatzbestimmung für ein
ausgeschiedenes Mitglied der Bezirks -
vertretung des Stadtbezirks Ost.

Frau Monika Berten, Mitglied der Bezirks-
vertretung des Stadtbezirks Ost, hat am
18.06.2014 ihr Mandat niedergelegt.

Als Ersatzbewerber aus dem Listenwahl-
vorschlag der SPD rückt

Herr Frank Mühlen
Geburtsjahr 1965
Geburtsort Mönchengladbach
Wohnort 41066 Mönchengladbach

in die Bezirksvertretung des Stadtbezirks
Ost nach.

Gegen diese Feststellung kann innerhalb
eines Monats vom Zeitpunkt der Ver -
öffentlichung ab Einspruch beim Fach -
bereich Bürgerservice, Abteilung Melde-
wesen und Wahlen, Rathaus Rheydt,
Eingang E/F, Zimmer 145, eingereicht
werden.

Mönchengladbach, den 01.07.2014

Kuckels
Stadtdirektor und -kämmerer

Berichtigung der Veröffent -
lichung des offenen Verfahrens

„Schülerbeförderung
2015 – 2019“

Im Amtsblatt der Stadt Mönchengladbach
Nr. 20 vom 15.06.2014 wurde auf Seite
156, unter Punkt 13 der Unterlagenliste
der Veröffentlichung, angegeben:
„Übergabe der Urkalkulation  – die Aus-
kömmlichkeit des Angebots muss nach-
vollziehbar zu entnehmen sein, der Nach-
weis der Zahlung des Mindestlohnes nach
RETV VO NRW (http://www.tarifregister.
nrw.de/pdf/Tariftreue/2012-10-31
RepTVVO.pdf) ist nachzuweisen.“. Diese
Angabe ist falsch. Richtig muss es heißen:
„Übergabe der Urkalkulation – die Aus-
kömmlichkeit des Angebots muss nach-
vollziehbar zu entnehmen sein, die Zah-
lung des Mindestlohnes nach § 4 Abs. 3
TVgG-NRW ist nachzuweisen (vgl. Pkt. 5
der FAQ-Liste zum TVgG-NRW der Lan-
desregierung NRW (http://vergabe.nrw.de/
wirtschaft/faq/index.html)).“

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Fachbereich Schule und Sport –

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach – Fach -
bereich Tiefbau und Stadtgrün, Abteilung
Straßenneubau, Erschließungen  –, 41050

Mönchengladbach, vergibt in öffentlicher
Ausschreibung

Art des Auftrages:
Bauauftrag

Ort der Ausführung:
Mittlerer Ring, Abschnitt VI b

Art und Umfang der Leistung:
Landschaftsbauarbeiten - Baumgruben

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
36. KW 2014 bis 40. KW 2014

Nebenangebote werden zugelassen:
Nein

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Höhnel, Telefon: 02161/25-9027

Die Angebotsunterlagen sind erhältlich
und einzusehen ab sofort beim Dezernat
Planung, Bauen – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440 (Telefon 02161/
25-8014). 
Sie können auch angefordert werden
unter Fax-Nr. 02161/25-8020 / E-mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de 
Die Höhe der Entschädigung für die Ver-
dingungsunterlagen beträgt 6,00 EUR und
ist an die Stadtsparkasse Mönchenglad-
bach IBAN: DE 20 310 500 00 00000
66001, SWIFT.BIC: MGLSDE33 zuguns -
ten der Stadtkasse Kassenzeichen
6009.1134.9741 zu überweisen. Die Aus-
händigung bzw. der Versand der Unterla-
gen erfolgt erst nach Vorlage des Nach-
weises der Überweisung (ggf. per Fax
oder E-Mail). Bareinzahlung ist nicht mög-
lich. Eine Erstattung der Entschädigung
erfolgt nicht.

Schlusstermin für die Anforderung
von Unterlagen oder die Einsichtnahme:
21.07.2014, 15.00 Uhr

Ablauf der Angebotsfrist:
28.07.2014, 11.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)
4. Obergeschoss, Zimmer 440

Die Submission findet am 28.07.2014,
11.30 Uhr, Verwaltungsgebäude Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 441, statt.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten zu -
gelassen (VOB).

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVB)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:

Eigenerklärungen zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Bei -

träge zur Sozialversicherung und zur
Berufsgenossenschaft,

- Straf- oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren  nach dem Schwarz -
arbeiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen

- Verpflichtungserklärungen gemäß den
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 
Tariftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue-
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

Über diese Eigenerklärungen hinaus wer-
den folgende Unterlagen gefordert:

Bestätigung der Einwohnermeldebehörde
über die Beantragung der Erteilung eines
Auszuges aus dem Bundeszentralregister
(§ 30 Abs. 5 des Bundeszentralregister -
gesetzes), welcher
• auf Verlangen der Vergabestelle vorzu-

legen ist.
Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich

Die Erteilung des Auftrages kann von fol-
genden Nachweisen abhängig gemacht
werden:
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung des Finanzamtes
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Krankenkasse
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Berufsgenossenschaft
• gültige Handwerkskarte/Bescheini-

gung der IHK
• Nachweise zur Beitragsentrichtung zur

gesetzlichen Sozialversicherung und
der gemeinsamen Einrichtung der
Tarifvertragsparteien gemäß § 7 Tarif-
treue- und Vergabegesetz Nordrhein-
Westfalen

• Umsatz der letzten 3 Geschäftsjahre
• Liste vergleichbarer Referenzobjekte
• jahresdurchschnittlich beschäftigte

Arbeitskräfte der letzten 3 Jahre
• Angaben zur technischen Ausrüstung

für die Durchführung der Leistung
• Angaben zum für die Leistung und

Aufsicht vorgesehenen technischen
Personal

Zuschlagsfrist:
28.08.2014

Zuschlagskriterien:
100 % Preis

Zu VOB/A § 12 Abs. 1 Nr. 2 w): Bezirks -
regierung Düsseldorf – Dezernat 34 –,
Postfach 30 08 65, 40408 Düsseldorf
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Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planung, Bauen –

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach – Fach -
bereich Tiefbau und Stadtgrün, Abteilung
Unterhaltung öffentl. Grün, Bewirtschaf-
tung, komm. Waldflächen -, 41050 Mön-
chengladbach, vergibt in öffentlicher
Ausschreibung

Ort der Leistung:
Stadtgebiet Mönchengladbach

Art und Umfang der Leistung:
Lieferung von motorbetriebenen Pflege-
maschinen

Aufteilung in Lose:
5 Lose

Art und Umfang der einzelnen Lose:
Los 1 – Laubgerät
Los 2 – Freischneider
Los 3 – Heckenscheren
Los 4 – Motorsägen
Los 5 – Handrasenmäher

Angebote sind möglich für:
alle Lose

Ausführungsfrist:
9-10/2014

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Ring, Telefon: 02161/25-6839

Die Angebotsunterlagen sind erhältlich
und einzusehen ab sofort beim Dezernat
Planung, Bauen – VI/V - Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440 (Telefon 02161/
25-8014). 
Sie können auch angefordert werden
unter Fax-Nr. 02161/25-8020 / E-mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de 
Die Höhe der Entschädigung für die Ver-
dingungsunterlagen beträgt 5,00 EUR und
ist an die Stadtsparkasse Mönchenglad-
bach IBAN: DE 20 310 500 00 00000
66001, SWIFT.BIC: MGLSDE33 zuguns-
ten der Stadtkasse Kassenzeichen
6009.1134.9741 zu überweisen. Die Aus-
händigung bzw. der Versand der Unter -
lagen erfolgt erst nach Vorlage des Nach-
weises der Überweisung (ggf. per Fax
oder E-Mail). Bareinzahlung ist nicht mög-
lich. Eine Erstattung der Entschädigung
erfolgt nicht.

Schlusstermin für die Anforderung
von Unterlagen oder die Einsichtnahme:
24.07.2014, 15.00 Uhr

Ablauf der Angebotsfrist:
31.07.2014, 10.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)

4. Obergeschoss, Zimmer 440
– schriftlich

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVL)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
Eigenerklärungen zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Bei -

träge zur Sozialversicherung und zur
Berufsgenossenschaft,

- Straf- oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren  nach dem Schwarz -
arbeiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen.

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen.

- Verpflichtungserklärungen gemäß der
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8
Tariftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue-
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

Es werden Eignungsnachweise, die durch
Präqualifizierungsverfahren erworben wer -
den, zugelassen.

Folgende Nachweise aus dem Leistungs-
verzeichnis:
keine

Zuschlagskriterien:
100 % Preis

Bindefrist:
13.09.2014

Mit der Abgabe eines Angebots unterliegt
der Bewerber den Bestimmungen über
nicht berücksichtigte Angebote gem. § 19/
§22 EG VOL/A.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten nicht
zugelassen (VOL).

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planung, Bauen –

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach – Fach -
bereich Tiefbau und Stadtgrün, Abteilung
Unterhaltung von öffentl. Grün, Bewirt-
schaftung komm. Waldflächen -, 41050
Mönchengladbach, vergibt in öffentlicher
Ausschreibung

Ort der Leistung:
Stadtgebiet Mönchengladbach

Art und Umfang der Leistung:
Lieferung eines Treibgasstapler 2,5 t
Treibgasstapler mit Automatikgetriebe,
Tragfähigkeit/Last 2.500 kg, Teilkabine,
maxi. Bauhöhe 2,20 m

Ausführungsfrist:
4. Quartal 2014

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Ring, Telefon: 02161/25-6839

Die Angebotsunterlagen sind erhältlich
und einzusehen ab sofort beim Dezernat
Planung, Bauen – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440 (Telefon 02161/
25-8014). 
Sie können auch angefordert werden un-
ter Fax-Nr. 02161/25-8020 / E-mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de 
Die Höhe der Entschädigung für die Ver-
dingungsunterlagen beträgt 5,00 EUR und
ist an die Stadtsparkasse Mönchenglad-
bach IBAN: DE 20 310 500 00 00000
66001, SWIFT.BIC: MGLSDE33 zuguns -
ten der Stadtkasse Kassenzeichen
6009.1134.9741 zu überweisen. Die Aus-
händigung bzw. der Versand der Unterla-
gen erfolgt erst nach Vorlage des Nach-
weises der Überweisung (ggf. per Fax
oder E-Mail). Bareinzahlung ist nicht mög-
lich. Eine Erstattung der Entschädigung
erfolgt nicht.

Schlusstermin für die Anforderung
von Unterlagen oder die Einsichtnahme:
29.07.2014, 15.00 Uhr

Ablauf der Angebotsfrist:
05.08.2014, 10.30

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)
4. Obergeschoss, Zimmer 440
– schriftlich

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVL)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
Eigenerklärungen zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Bei -

träge zur Sozialversicherung und zur
Berufsgenossenschaft,

- Straf- oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren  nach dem Schwarz -
arbeiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen.

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen.

- Verpflichtungserklärungen gemäß der
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8
Tariftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue-
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

Folgende Nachweise aus dem Leistungs-
verzeichnis:
keine
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Zuschlagskriterien:
100 % Preis

Bindefrist:
17.09.2014

Mit der Abgabe eines Angebots unterliegt
der Bewerber den Bestimmungen über
nicht berücksichtigte Angebote gem. § 19/
§22 EG VOL/A.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten nicht
zugelassen (VOL).

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planung, Bauen –

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach – Fachbe-
reich Gebäudemanagement, Abteilung
Hochbau –, 41050 Mönchengladbach,
vergibt in öffentlicher Ausschreibung

Art des Auftrages:
Bauauftrag

Ort der Ausführung:
Neubau Übergangswohnheim Eickener
Str. 578

Art und Umfang der Leistung:
Erd-, Mauer- und Betonarbeiten

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
Sept./Okt. 2014

Nebenangebote werden zugelassen:
nur bei gleichzeitiger Abgabe eines
Haupt angebotes

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Küppers, Telefon: 02161/25-8914

Die Angebotsunterlagen sind erhältlich
und einzusehen ab sofort beim Dezernat
Planung, Bauen – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440 (Telefon 02161/
25-8014). 
Sie können auch angefordert werden
unter Fax-Nr. 02161/25-8020 / E-mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de 
Die Höhe der Entschädigung für die Ver-
dingungsunterlagen beträgt 10,00 EUR
und ist an die Stadtsparkasse Mönchen-
gladbach IBAN: DE 20 310 500 00 00000
66001, SWIFT.BIC: MGLSDE33 zuguns -
ten der Stadtkasse Kassenzeichen
6009.1134.9741 zu überweisen. Die Aus-
händigung bzw. der Versand der Unter -
lagen erfolgt erst nach Vorlage des Nach-
weises der Überweisung (ggf. per Fax
oder E-Mail). Bareinzahlung ist nicht mög-
lich. Eine Erstattung der Entschädigung
erfolgt nicht.

Schlusstermin für die Anforderung
von Unterlagen oder die Einsichtnahme:
28.07.2014, 15.00 Uhr

Ablauf der Angebotsfrist:
04.08.2014, 10.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)
4. Obergeschoss, Zimmer 440

Die Submission findet am 04.08.2014,
10.30 Uhr, Verwaltungsgebäude Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 441, statt.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten zuge-
lassen (VOB).

Sicherheitsleistung:
5 %

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVB)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
Eigenerklärungen zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Bei -

träge zur Sozialversicherung und zur
Berufsgenossenschaft,

- Straf- oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren  nach dem Schwarz -
arbeiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen

- Verpflichtungserklärungen gemäß den
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8
Tariftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue-
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

Über diese Eigenerklärungen hinaus wer-
den folgende Unterlagen gefordert:

Bestätigung der Einwohnermeldebehörde
über die Beantragung der Erteilung eines
Auszuges aus dem Bundeszentralregister
(§ 30 Abs. 5 des Bundeszentralregisterge-
setzes), welcher
• mit dem Angebot vorzulegen ist.
Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich

Die Erteilung des Auftrages kann von fol-
genden Nachweisen abhängig gemacht
werden:
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung des Finanzamtes
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Krankenkasse
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Berufsgenossenschaft
• gültige Handwerkskarte/Bescheini-

gung der IHK

• Nachweise zur Beitragsentrichtung zur
gesetzlichen Sozialversicherung und
der gemeinsamen Einrichtung der Ta-
rifvertragsparteien gemäß § 7 Tarif-
treue- und Vergabegesetz Nordrhein-
Westfalen

• Umsatz der letzten 3 Geschäftsjahre
• Liste vergleichbarer Referenzobjekte
• jahresdurchschnittlich beschäftigte Ar-

beitskräfte der letzten 3 Jahre

Zuschlagsfrist:
14.09.2014

Zuschlagskriterien:
90 % Preis
10 % Gewährleistung
Zu VOB/A § 12 Abs. 1 Nr. 2 w): Bezirksre-
gierung Düsseldorf - Dezernat 34 -, Post-
fach 30 08 65, 40408 Düsseldorf

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planung, Bauen –

Bekanntmachung
des Jahresabschlusses 2013

der Gebäudereinigung der Stadt
Mönchengladbach – GSM

Der Rat der Stadt Mönchengladbach hat
in seiner Sitzung am 21.05.2014 den Jah-
resabschluss 2013 der Gebäudereinigung
der Stadt Mönchengladbach (GSM) vom
27.03.2014 festgestellt. Der Bilanzgewinn
des Geschäftsjahres 2013 in Höhe von
488.895,27 € wird in voller Höhe dem
Haushalt gutgeschrieben, sodass eine
Entlastung in dieser Höhe im Rechnungs-
jahr 2014 wirksam wird.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen
im Rathaus Rheydt, Sparkassengebäude,
Harmoniestraße 25, 3. Etage, Zimmer 317,
während der täglichen Bürozeiten zur Ein-
sichtnahme aus.

Die Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-
Westfalen (GPA NRW), 44608 Herne, als
gesetzlicher Bilanzprüfer hat mit Verfü-
gung vom 23.06.2014 folgenden Bestäti-
gungsvermerk erteilt:

Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW
gesetzlicher Abschlussprüfer des Betrie-
bes Gebäudereinigung der Stadt Mön-
chengladbach. Zur Durchführung der Jah-
resabschlussprüfung zum 31.12.2013 hat
sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Abstoß & Wolters OHG, Mönchen-
gladbach, bedient.

Diese hat mit Datum vom 27.03.2014 den
nachfolgend dargestellten uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – beste-
hend aus Bilanz, Gewinn- und Verlust-
rechnung sowie Anhang – unter Einbezie-
hung der Buchführung und den Lage -
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bericht der „Gebäudereinigung der Stadt
Mönchengladbach" (GSM), Mönchenglad-
bach, für das vom 1. Januar bis 31. De-
zember 2013 laufende Geschäftsjahr ge-
prüft. Die Buchführung und die Aufstel-
lung von Jahresabschluss und Lage -
bericht nach den deutschen handelsrecht-
lichen  Vorschriften und den ergänzenden
Regelungen im Gesellschaftsvertrag  lie-
gen in der Verantwortung  der Betriebs -
leitung. Unsere Aufgabe ist es, auf der
Grundlage der von uns durchgeführten
Prüfung eine Beurteilung über den Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buch-
führung und über den Lagebericht  abzu-
geben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprü-
fung nach § 317 HGB unter Beachtung
der vom lnstitut der Wirtschaftsprüfer
(lDW) festgestellten deutschen Grund -
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so
zu planen und durchzuführen, dass Un-
richtigkeiten und Verstöße, die sich auf
die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung und durch
den Lagebericht vermittelten Bildes der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
wesentlich  auswirken, mit hinreichender
Sicherheit erkannt werden. Bei der Fest -
legung der Prüfungshandlungen werden
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit
und über das wirtschaftliche und recht -
liche Umfeld der Gesellschaft sowie die
Erwartungen über mögliche Fehler
berücksichtigt. lm Rahmen der Prüfung
werden die Wirksamkeit des rechnungs le-
gungsbezogenen internen Kontroll -
systems sowie Nachweise für die Anga-
ben in Buchführung, Jahresabschluss und
Lagebericht überwiegend auf der Basis
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung
umfasst die Beurteilung der angewandten
Bilanzierungsgrundsätze und der wesent-
lichen Einschätzungen der gesetzlichen
Vertreter sowie die Würdigung  der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts. Wir sind der Auf-
fassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beur-
teilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendun-
gen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
entspricht der Jahresabschluss den ge-
setzlichen Vorschriften und vermittelt un-
ter  Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsäch -
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der GSM. Der Lagebericht steht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, vermittelt
insgesamt ein zutreffendes Bild von der
Lage der Gesellschaft und stellt die Chan-
cen und Risiken der künftigen Entwick-
lung  zutreffend dar."

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht
der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Ab-
stoß & Wolters OHG ausgewertet und eine
Analyse anhand von Kennzahlen durchge-

führt. Sie kommt dabei zu folgendem Er-
gebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirt-
schaftsprüfers wird vollinhaltlich über-
nommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der
Verordnung über die Durchführung der
Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrie-
ben und prüfungspflichtigen Einrichtun-
gen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW
nicht erforderlich.

Herne, den 23.06.2014

GPA NRW

lm Auftrag

Helga Giesen (Siegel)“

Vorstehende Feststellungen werden hier-
mit ortsüblich bekannt gemacht.

Mönchengladbach, den 04.07.2014

Hanns-Joachim Schmitz
Betriebsleitung

Bezirksregierung Düsseldorf
Flurbereinigungsbehörde
– Dezernat 33 –

Mönchengladbach, 05.06.2014
Dienstgebäude
41061 Mönchengladbach
Croonsallee 36 - 40
Tel.: 0211/475-9803
Fax: 0211/475-9791

Flurbereinigung Wildenrath
Az.: 33 - 16 06 7

1. Ergänzungsanordnung zur
Vorläufigen Besitzeinweisung

vom 27.05.2013
Im Flurbereinigungsverfahren Wildenrath
wird gem. § 65 Flurbereinigungsgesetz die
nachfolgende Ergänzungsanordnung zur
Vorläufigen Besitzeinweisung vom 27.05.
2013 erlassen.
Die Überleitungsbestimmungen vom 27.05.
2013 sind auch Bestandteil der Ergän-
zungsanordnung vom 05.06.2014, mit der
Maßgabe, dass für die darin genannten
Zeitpunkte anstelle des Jahres 2013 das
Jahr 2014 tritt.

1. Der tatsächliche Besitzübergang für
die Flurstücke, die sich im Flurbereini-
gungsplan gegenüber der Besitzein-
weisung vom 27.05.2013 geändert
haben, muss nach Aberntung der
Hauptfrucht und bis spätestens zu
den in den Überleitungsbestimmun-
gen aufgeführten Zeitpunkten im Jahr
2014 erfolgen.

2. Die 1. Ergänzungsanordnung vom
05.06.2014 mit Gründen, die Überlei-
tungsbestimmungen vom 27.05.2013
und die Karte der neuen Feldein -

teilung liegen zur Einsichtnahme für
die Beteiligten vom 14.07.2014 bis
zum 28.07.2014 aus bei:
• der Stadt Wegberg, Rathausplatz

25, 41844 Wegberg, Zimmer 506,
Montag bis Donnerstag in der Zeit
von 8.00 - 12.00 Uhr und von 14.00 -
16.00 Uhr und Freitag von 8.00 -
12.00 Uhr,

Den Teilnehmern wird auf Antrag die
neue Feldeinteilung an Ort und Stelle
angezeigt. Der Antrag ist bei der Flur-
bereinigungsbehörde zu stellen.
Den betroffenen Teilnehmern wird
vorab jeweils ein Vorabdruck der 1.
Ergänzungsanordnung mit den Über-
leitungsbestimmungen übersandt. Das
Bodenordnungsverzeichnis und eine
Karte der neuen Flurstücke wurde
den Teilnehmern bereits mit der
Bekanntgabe des Flurbereinigungs-
planes zugestellt. 

3. Bestehende Rechts- bzw. Pachtver-
hältnisse gehen auf die neuen Grund-
stücke über. Von den Vertragspart-
nern können innerhalb einer Frist von
drei Monaten (gerechnet vom ersten
Tag der öffentlichen Bekannt -
machung dieses Verwaltungsaktes
an) folgende Festsetzungen bei der
Flurbereinigungsbehörde beantragt
werden:
3.1 Angemessene Verzinsung einer

evtl. vom Eigentümer zu leisten-
den Ausgleichszahlung für eine
dem Nießbrauch unterliegende
Mehrzuteilung durch den
Nießbraucher (§ 69 Satz 2
FlurbG).

3.2 Erhöhung oder Minderung des
Pachtzinses oder anderweitiger
Ausgleiche infolge eines eventu-
ellen  Wertunterschiedes zwi-
schen dem alten und neuen
Pachtbesitz (§ 70 Abs. 1 FlurbG)

3.3 Auflösung des Pachtverhältnis-
ses infolge wesentlicher Er-
schwernisse der Bewirtschaftung
des neuen Pacht besitzes (§ 70
Abs. 2 FlurbG).

Die Anträge zu 3.1 und 3.2 können
von beiden Vertragspartnern, der An-
trag 3.3 kannnur vom Pächter gestellt
werden (§ 71 FlurbG).

Es wird darauf hingewiesen, dass die Be-
stimmungen der §§ 34 und 85 Ziffern 5
und 6 FlurbG auch nach Erlass der vorläu-
figen Besitzeinweisung bis zur Unanfecht-
barkeit des Flurbereinigungsplanes wirk-
sam bleiben.

Gründe
Die Voraussetzungen für den Erlass der 1.
Ergänzungsanordnung liegen vor, da die
Grenzen der neuen Grundstücke in die
Örtlichkeit übertragen worden sind, end-
gültige Nachweise für Fläche und Wert
der neuen Grundstücke vorliegen sowie
das Verhältnis der Abfindung zu dem von
jedem Beteiligten Eingebrachten fest-
steht. Die neue Feldeinteilung wird den
Beteiligten bekanntgegeben und auf An-
trag auch an Ort und Stelle erläutert.
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Die tatsächliche Überleitung in den neuen
Zustand wird durch Überleitungsbestim-
mungen geregelt (§ 65 Abs. 2 FlurbG in
Verbindung mit § 62 Abs. 2 und 3 FlurbG).

Gegenüber dem Zuteilungskonzept als
Grundlage der Besitzeinweisung vom
27.05.2013 haben sich geringfügige be-
rechtigte Änderungswünsche der Teilneh-
mer ergeben, die im Flurbereinigungsplan
berücksichtigt wurden.
Nach dem Abschluss der Wegebaumaß-
nahmen, nach Vorlage des Flurbereini-
gungsplanes und gemessen an der Ge-
ringfügigkeit der Änderungen ist es den
Beteiligten daher nicht zumutbar, die Än-
derung der Besitzeinweisung erst mit der
Ausführung des Flurbereinigungsplanes
vorzunehmen. 

Nach Abwägung aller hier erheblichen
Umstände entspricht es daher pflicht-
gemäßem Ermessen, die 1. Ergänzungs-
anordnung zur VorläufigenBesitzeinwei-
sung zu erlassen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Verwaltungsakt kann inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe (öf-
fentliche Bekanntmachung) Widerspruch
erhoben werden. Der Widerspruch ist bei
der

Bezirksregierung Düsseldorf
Cecilienallee 2

40474 Düsseldorf
schriftlich oder zur Niederschrift zu erhe-
ben.

Die Bezirksregierung Düsseldorf hat die
Möglichkeit zur elektronischen Kommuni-
kation eröffnet. Ein in elektronischer Form
eingelegter Widerspruch muss mit einer
qualifizierten elektronischen Signatur im
Sinne des Signaturgesetzes versehen
sein.

Hinweise zur Widerspruchserhebung in
elektronischer Form und zum elektroni-
schen Rechtsverkehr finden Sie auf der

Homepage der Bezirksregierung Düssel-
dorf (www.brd.nrw.de) unter der Rubrik
„Wir über uns - Beiträge - 10.01.2013:
Elektronisches Gerichts- und Verwal-
tungspostfach oder den entsprechenden
Link im Kontaktformular. Bei der Verwen-
dung der elektronischen Form sind be-
sondere technische Rahmenbedingungen
zu beachten. Die besonderen technischen
Voraussetzungen finden Sie unte
www.egvp.de.

Anordnung der sofortigen Vollziehung:
Gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungs-
gerichtsordnung (VwGO) wird die sofor -
tige Vollziehung dieses Verwaltungsaktes
angeordnet mit der Folge, dass Rechts -
behelfe gegen ihn keine aufschiebende
Wirkung haben.

Gründe für die sofortige Vollziehung:
Der Erlass der vorläufigen Besitzeinwei-
sung liegt im öffentlichen Interesse und im
überwiegenden Interesse der Beteiligten.
Insbesondere liegt es im öffentlichen In-
teresse, dass eine zügige Abwicklung des
Flurbereinigungsverfahrens erreicht und
die ordnungsgemäße Bewirtschaftung der
landwirtschaftlichen Flächen sicherge-
stellt wird. Der tatsächliche Besitzüber-
gang lässt sich durch die ineinandergrei-
fenden Besitzregelungen des Flurbereini-
gungsplanes nur gleichzeitig für alle Betei-
ligten des Verfahrens gleichzeitig vollzie-
hen. Diese allgemeinen Vollzugsinteres-
sen überwiegen das Interesse von Klägern
an der aufschiebenden Wirkung der von
ihnen erhobenen Rechtsbehelfe.

Rechtsbehelfsbelehrung sofortige
Vollziehung

Gegen die Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung kann die Wiederherstellung der
aufschiebenden Wirkung gemäß § 80 Abs.
5 VwGO beantragt werden bei dem Ober-
verwaltungsgericht für das Land Nord-
rhein-Westfalen -IX. Senat (Flurbereini-
gungsgericht)-, Aegidiikirchplatz 5, 48143
Münster.

Nachrichtlicher Hinweis zu Dauergrünland:
Bewirtschafter von Dauergrünland im Sin-
ne der Dauergrünlanderhaltungsverord-
nung NRW werden auf das Umbruchverbot
hingewiesen. Ein ungenehmigter Umbruch
von Dauergrünland in den durch die vorläu-
fige Besitzeinweisung zugeteilten Flä chen
kann zu Sanktionen aufgrund Verstößen
gegen Cross-Compliance-Auflagen führen.
Sollte im Einzelfall ein Umbruch von Dauer-
grünland erforderlich sein, ist im Vorfeld
des Umbruchs eine Klärung mit der EG-
Zahlstelle und der Flurbereinigungsbehör-
de herbeizuführen.

Im Auftrag 
gezeichnet

LS
(Merten)

Aufgebot
eines Sparkassenbuches

Für das nachstehend aufgeführte verlo-
rengegangene Sparkassenbuch, ausge-
stellt von der Stadtsparkasse Mönchen-
gladbach, ist die Kraftloserklärung bean-
tragt worden:

Sparkassenbuch-Nr.:

3502139318

Der/Die Inhaber/in des vorgenannten
Sparkassenbuches wird aufgefordert, bin-
nen drei Monaten, spätestens am 1. Okto-
ber 2014, seine/ihre Rechte anzumelden
und das Sparkassenbuch vorzulegen, an-
dernfalls wird dieses für kraftlos erklärt.

Mönchengladbach, den 1. Juli 2014

STADTSPARKASSE
MÖNCHENGLADBACH
Der Vorstand
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